
BERICHTE UND URKU-NDEN&apos;...,

Kl
&apos;

`b fu&apos; von,4 ländern gegenage e gnis.
grenzuberschreitende. Umweltbelastungen

Anmerkung zum Urteil des Verwaltüngsgerichts Straßburg
votii27.&quot;juli1983,imR,
Nord--.H,olland u. a, uhd&apos;der Franz&apos;Ösische&quot;n gepublik

1. Verfahren und wesenilicher Urte

Im.- Verfahren. vor. dem Verwäl,tgngsgericht- es um die

Rechtsgültigkeit verschiedeger,Verfügungen des Präfekten im 06parte-,
ment Haut-R-lun-ausden.Jahren.. elsässischen

Kalibergwerken. (Mines Domagiales de ]Potgssed&apos;Alsgcg) worden.
war, weiterhin ihre flüssigen Fabrikationsruckstände in de e und.denn Rh, in
Elsaß,-Kanal unterhalb des,Kraftwerk-sTessenheim abzuführen.

.Verfahrensbeteiliete waren: - als,&apos;,Kläger die, Provinz Nord-Hollahd, die
Stadt Amsterdam, vier Wasserverbande sowie einige andere Vereinigungen
und Institutionen, die sich mit&gt; der Bewirtschaftung und Verteilung der.
Trinkwasserressourcen. in, den Niederlanden- Beklagte die
Französische Republik bzw. der, französische Urpweltminister, vertreten

durch den Commissaire.de la R6pubfique Haut-Rhir T, und als Intervenient

zugunsten der Beklagten die elsässischen Kaliber erke.gw
Die Kläger haben mit ihrer Klage zum Verwaltungsgericht beantragt-, die

Verfügungen des Präfekten. zur Verlängerung früherer Salzableitungsge-
nehmigungen sowohl wegen Verfahrenstnangeln, als auch wegen sachlicher
Rechtsfehler für nichtig zu erklären. IhreKlagebefugnis haben sie darauf

gestützt, daß sie im Hinblick auf ihre Aufgabenstellung durch die Salzver-

unreinigung des Rheins in ihren Interessen berührt würden; der Ausstoß :

von Chloriden in den Rhein, der zu etwa 40 % von den elsässischen Kali-

bergwerken stamme, betrage mehr als 350 kg pro:Sekunde und beeinträch-

tige in hohem Maße die Wasserqualität in, den Niederlanden. Die angegrif-
fenen Verfügungen des Präfekticii..&apos;-.,Von;,. 1980,- mit. denen früher erteilte
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Klagebefugnis von Ausländern gegen grenzüberschreitende Umweltbeiastungen - 337

Ableitungsgestattungen,*um ein.Jahr-,verlängert wurden, sind nach Auffasr
sungderKlager wegen Mißachtung der verfahrensrechtlichen Best-Hinm.un-
gen ewes:*Dekrets von 19-731 nichtig, wonach nicht nur. die., erste&apos;,Genehini&quot;
gung,von qualitätsändernden Ableitungen Gewässer, sondern_aucli, J
spatere.:Anderung dieser Genehmigung erst,nach Durchführung,-eines
öffentlichen Untersuchungsverfahrens erfolgen darf. Die Verfü vonguhg:
1981:hatnachk-lägerischerAnsichtdiejenigevon
Laufzeit ersetzt, ohne daß ein entsprechender, Antrag gestellt.
wäre; auch diese sei daher wegen Kompetenzüberschreitung der VerWal-

tung nichtig. In- materiell-rechtlic4er Iffinsicht. haben
-
die Kläger unter -

anderem geltend,genlacht, daß die Verfügungen des Präfekteneine Verlet--11
zung der internationalenVerpflichtungen Frankreichs darstellten; die Ver-.
waltung verkenne denallgemeinen Grundsatz des Völkerrecht - de

*

s&apos; mzu_

folge jeder Staat Umweltverschmutzungen zu vermeiden hat, die einen.
-

fremden Staat beeinträchtigen. Im übrigen sei Frankreich auf- Grund. des
2von ihm unterzeichneten, wenn auch [damals] noch nicht ratifizierten

Rheinchloridüb vom 3 i, Dezember 19763 schon jetzt gehal-,
ten, die Salzableitungen in- den Rhein zu reduzieren.

minister als auch die- elsässi-Sowohl der beklagte, französische,Umwelt
schen Kalibergwerke als Intervenienf haben &apos;dem Klägervorbringen insge-
samt widersprochen; insbesondere haben sie. den niederländischen &apos;.

(Gebiets-)Körperschaften und sonstigen Institutionen bereits die Fähigkeit
*

abgesprochen, vor einem französischen Verwaltungsgericht als Kläger-auf-
zutreten.

Das Verwaltungsgericht Straßburg erklärt in seinem Urteil vom 27., Juli
1983 alle angegriffenen Genehmigungen des Präfekten von Haut-Rhin
nichtig4. Nach Ansicht des Gerichts ist die Klage zulässig, da 1. weder eine

Dekret Nr-. 73-218 vom 23.2.1973; j. 0. vom 2.3.1973, S. 2333.
2 Im Dezember 1983 hat Frankreich das Chloridübereinkommen (unter Erklärung Weit-

reichender Vorbehalte) ratifiziert,
3 Siehe den Text des Übereinkommens vom 3.12.1976 zum Schutz des Rheins gegen

Verunreinigung durch Chloride in BGBl. 1978 11, S. 1065 ff. Vgl. hierzu H. U. J e s s u ru n

d&apos;O 1 i v e i r a, Das Rheinchloridabkommen und die EWG, Recht der Internationalen Wirt-
schaft, Außenwirtschaftsdienst, Jg. 29 (1983), S. 322ff.,

4 Die Entscheidungsgründe des (noch nicht rechtskräftigen) Urteils sind -unten S.34Zff.
in voller Länge abgedruckt., Vgl. zu diesem Urteil auch M. K i 1 i a n/Ralf P ä tz o 1 J, An-

merkungen zum Urteil des VG Straßburg vom 27.7.1983 im niederländisch-französigchen
Rheinversalzungsprozeßl Umwelt- und Planungsrecht, jg.4 (1984)&quot; S.155ff...(mit auszuge-
weiser Übersetzung der Entscheidungsgründe, ibid., S. 174f.), und A.. R es t, Pollution du

22 ZaöRV 44/2
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338 Berichte und Urkunden

völkerrechtliche Regel noch ein innerstaatlicher Rechtssatz ausländischen
juristischen Personen des öffentlichen Reche-däs Recht beschneidet, vor

französischen Verwaltungsgerichten Klage -,zu,erheb-en, und.2.- die Kläger
ein -,hinreichendes Interesse an der Anfechtung der fraglichen Genehmigun-

Per - tragende Grund für die &apos; Entsch *dugen vorweisen können. ei ng des

Gerichts&apos;, der Klage stattzugeben, liegt in der Annahme, daß die Verwal-

tung keine Aktivitäten gestatten darf..,die außerhalb, des eigenen. Staatsge-
hietes schädliche, schwerwiegen4e- und anomale Folgen haben können;
dies ergebe sich sowohl aus dem innerstaatlichenRecht als auch aus einem

entsprechenden Grundsatz des&apos;Völ-ke.rr,egh Iti dem Versäumnis der Ver-

waltung, auch die etwaigen Auswirkungen dernSalzableitutigen im Ausland
genau zu Prüfen, sehen -die Richter nicht nur einenVerfahrensmangel,
sondernaucheinenmateriellenk

ütt4ng des UrteilsII.,Bedeu

1.:Der gegenseitigen Zuerkennung grenzüberschreitender Klagebefug-
nisse im verwaltungsgerichtlichen-, Verfahren kommt heute beidem

hen um- die Schaffung wirksamerSchutzmechamismen in den zwischen-
staatlichen Umweltbeziehungen --ein hoherStellenwert zu&gt;.- Fü,r das franzo-

sische Recht wird mit dem hier vorgestellten Urteil des- Verwaltungsge-
richts, Straßburg ausländischen (Gebiets&quot;)Körperschaften und anderen

offentfich-rechtlichen Institutionen- erstmals- ausdrücklich eine solche* Kla-

gebefugnis zuerkannt. Dieser Richterspruch kommt. allerdings nicht, ganz
überraschend; vielmehr dürfte e&quot;r&apos;die, Haltung der dortigen
Literaturund Praxis in dieser Frage:widerspiegelfi. ,,lZ-um einen haben sich

nämlich französische Verwaltungsgerichte schön in einigen früheren Fällen
auf Klagen von Ausländerneingelassen.&apos; ohne die Frage der Zulässigkeit

5überhaupt aufzuwerfen Zum anderen.,besteht in Frankreich offenbar

Einigkeit darüber, daß In- und Ausländer grundsätzlich gleichen Zugang
zu den französischen Verwaltungsgerichten haben Daß. sich hier dasfran-
zösische Verwaltungsprozeßrecht leichter tut als etwa--das deutsche, ist mit

dem spezifischen Geist des französischen Verwältungsprozesses zu

Rhin. La,Port6e du Droit International dans 1&apos;Äffair.e de la,]PoHution du-Rhin, Environmen-
tat Policy and Law, Bd. 12 (1984), S. 37 ff&apos;.

-5 Vgl, hierfür die Nachweise bei j.-M. W:o e h rlin g, Grenzuberschreitende Klagebe-
fugnisse im verwaltungsgerichtlichen Verfahren - Frankreich -, in: M. Bothe/,M. Prieur/ G.

Resg Rechtsfragen ire,nzüberschreitender UmweltWastungen (1984)&quot; S. 141 Anm. 1.

Siehe Wo e h r 1 i n g-ibid., S. 129.
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Kla ebefugnis von Ausländern gegen grenzüberschreitende Umweltbelästungen 3ge

erklären, wonach es nicht, darum (geht), subjektive Rechte- des&apos;einzel-
nen zu. schützen, sondern darumi daß die Verwaltung ihre, Befugnisse
überschritten hat, weil sie sich,-nicht-dem.-objektiven Recht gemäß verhäl-

Mominanceten hat,7. &apos;Aus. der pre du caractere obJectif, du conti
französischen Verwaltungsgerichtsschutzes resultiert eine er large ac-ces-
sibflit6 ä. 1a7 juridiction, administrative angesichts. derer uexiste aue.

fondement a une discrimination entre des&apos;tr6si.d-e:d,ts et des non-risident.s,en.
vued&apos;interdireäcesderniersledroitderecourir8-.

-

Trotz dieses.,Vesensunterschieds zwischen dem französischen und dem
deutschen Verwaltungsprozeßrecht hat die. Straßburger F,ntscheid für&quot;,.:
die aktuelle Diskussion innerhalb der,: deutschen Rechtslehre, über die

Gewährung grenzüberschreitenden Verwaltungsrechtsschutzes gegen
Um,weltbelastungen nach hiesigem Recht - rechtspolitisch einiges Gewicht.
Dort besteht nach wie vor Streit, ob umweltrechtliche Normen,die Rechte
Drittbetroffener begründen, als .greniu&apos;berschreitend.nachbatschutzend,
gelten können. Nach der einen Auffüsung können mangels ausdrücklich
eröffneter und vomNachbarstaatals solche tolerierter subjektiveröffenth-
cher Rechte den Grenznachbarn nach dem derzeitigen Rechtsstand
über.. die ihrerseits te,rritorialbezogenen;prozessualen Bestimmungen, wie,

etwa S 42 VwGO, keine Klagemoiglichkeiten eröffnet- werdeng. Dem-

gegenüber besteht nach der anderen Lehrmeinung.im deutschen, öffent
lichen Recht kein Grundsatz, daß Vorteile und Leistungen nicht Über&apos;die
deutschen Grenzen hinaus gewährt, daß,&apos;im Ausland eingetretene oder&apos;,
erwartete ümstände nicht berücksichtigt werden dürfen&quot;10..,:D &apos;en &apos;deut-
schen Grundrechten werden Auslandswirkungen zuerkannt, mit der
Folge, daß sich aus den Grundrechten auch für den im Ausland beeinträch-
tigten Ausländer, verwaltungsgerichtlich einklagbare subjektive Rechte

7.,M. Fromont, RechtsschutzünfranzösischenUmweltrechtUmwelt-und&apos;Planungs-
recht, Jg. 3 (1983), S. 187.

8 Wo c h r 1 i n g.(Anm. 5), S. 129. Vgl.:zum Verwaltungsrechtsschutz von, Ausländern
und zum Problem einer etwaigen territoriälen Begrenztheit von&apos;Umweltnorrnen in Frank-
reich ferner etwa M. Despax, Droit, de l&apos;environnement (1980), S. 736ff.*, undT
Opperrhann/M. Kilian, Gleichstellung ausländischer Grenznachbarn in deutschen
Umweltverfahren? (1981), S. 69 f. mit weiteren Nachweisen. - I .:

I

9 T. 0p p e rm an n, Grenzüberschreitende Klagebefugnisse im verwaltungsgerichtli-,
chen Verfahren - Bundesrepublik Deutschland -, in: Bothe/Prieur/Ress -(Anm. 5), S., 126.
Vgl. fär diese Lehrmeinung auch R e s s, ibid., S. 86, und 0pp e rm än n /K i li an (Anni,
8),S.133fftnitweiteticnNachweisen.

10 M. B oth e -, Grenzüberschreitender Verwaltungsrechtsschutz gegen umweltbela-
stende Anlagen, Umwelt- und Planungsrecht, Jg. 3 (1983), S. 3.
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340 Berichte und Urkunden

ergeben können&apos; 1; im übrigen werden.- einfachgesetzliche nachbarschüt

zende Umweltnormen wie etwa S:53.undes-Immissionsschutzgesetz und

57 Atomgesetz mittels völkerrechts-fr, Auslegung dahin verstan-

den, däß geschützte Nachbarinteressen-.auch solche im Ausland sein kön-

nen 12.&quot;Soweit&quot;deuts&apos;chersei.ts das-Argument-v,9r,eebracht-wir.d, däß grenz-
überschreitender Ve t

&apos; srech-isschut nur der-Basis der Gegensei-rwal ung Z

-dürfte diese. im. Verhältnis zU Frankreichtigkeit gewährt Werden konne131
nachdeMUrteildesStragburge
fel gezogen werden können14e,so.fern dieses aufrechterhalten bleiben sollt*e.

- 2. Das Verwaltungsgericht. leitet aus einem nicht näher spezifizierten
Völkerrechtsgrundsatz die Pflicht.derzfranzösischen-Administration ab,
keine, Aktivitäten zu gestatten, die. im Ausland zu erheblichen und anoma-

len Umweltschäden -führen können...In.der Tat wird man heute von -der

Existenz eines allgemeinenVöl.der beschränkten ter-

15ritorialen -Souveränität und, Integritat ausgehen können, wonach jeder
Staat die Umweltressourcen auf seinem Territorium grundsätzlich nur mit

der Einschränkung nutzen darf-, d9,entsprechend dem Satz sic utere tuo

utalienumnon.IaedasvonseinemGebietauskeineerheblichenund%unüb-
lichen Umweltbelastungen für das. ausgehen dürfen16; für die

Siehe B o th e, ibid.&quot;S. 4.,
e plädieren für eineKlagebefugni ausländischer Drittbetrof12 Ibid., &amp; 4.ff. - Im Ergebni

fenerimdeutschenverw4tungsgerichtfichenVerfaKienetwaauch,K. Küppers, DieStel-

lung* ausländischer Nachbaiii bei Genehmigung gei icher.Anlägdn im Inland, Deutsches

Verwaltuhgsblatt (DVBI.), Jg. (1978), S. 689; L. F r o h 1 e r / F. Z e h e t n e r, Rechts-

schutzprobleme bei grenzüberschreitenden Umweltbeeinträchtigungen,- Bd..2 (1980), S.

90ff.; A., W e r, Beteili &apos;,gnd Rechtsschlitz, ausländischer Nachbarn im atomrechth-gung.
chen Genehmigungsverfahren, DVBI. Jg. 95 (1980), S. 334f. Vgl. zudem die entsprechenden.

un ier Pöllution vomEmpfehl gendsRatesdirOECDPrineiplä,CöncerniiigTtansfront*
14.11.1974, ILM Bd. 14 (1975), S. 242ff.&quot; und Equal&apos;Right of Access in Relation &apos;to

Transfrontier Pollution-&quot; vom 11. 5.1976, ibid., Bd. 15 (1976), S. 1218 ff.
13 Siehe hierfür insbesondere 0pp e r m a nn / K,i 1 i a n (Anm. 8), S. 20, 136.
14 Ob&apos;. die Verwältungsrechtsschutzsysteme. .;Frankreichs und der Bundesrepublik

Deutschland als insgesamt gleichwertig gelten können, bedürfte. jedoch näherer Prüfung;
vgl. 1-zu dieser schwierigen Frage,vor allem wiederum B o t h e (Anm. 10), S. 6 ff.

15 Diese Begriffsbildurig -geht auf F r ö hl e rlZ;eh e t n er (Anm. 12), Bd. 1 (1979), S.

72ff.&quot;zurück.
16 Vgl. für diese inhaltliche Ausdeutung,des Prinzips der beschränkten,territorialen Sp.U-

veränität und Integritat insbesondere A. a n. d-,e 1 z ho fe r /B. - S i m m-a j- Das Kemkraft-

werk an der Grenze. Eine ultra-hazardous activity. im Schnittpunkt von internationalem.
Nachbarrecht -,uhd Umweltschutz, in: Festschrift -T. Berber. (1973), S. 408; F rö h 1 e r /

Z e h e t n e- r,! Bd. 1, S. 73 ff.; A. Rie s t, Völkerrechtlicher und zivilrechtlicher Schadenser-

satz im internationalen Umweltrecht, Umwelt- und Planungsrecht, Jg. 2 (1982), S. 358ff.;
F. Ze h em e,r, Verfahrenspflichten bei ZulaSsung..umweltbelastender Anlagen, in: Bothe/
Prieur/Ress (Anm. 5), S. 47ff.
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Anerkennung-, dieses Völkerrechtsgrundsatzes -zeugen -die internationale
r - die : Spruchpraxis in.ternationaler (Schieds- G &apos;richte 18Vertragsp aXiS,1 7

und zahIr6iche Entschließungen internationaler Organisationen.9
einigüngen20. Derselbe Grundsatz hatte schon in,einem.*fmheren nieder,

ländisch:-französischen Zivilrechtsstreit wegen der Versalzung&apos;des Rheins
durch-, die -elsässischen Kalibergwerke entscheidende, B.edeutungerlangt. In

ihm erblickte nämlich das LandgerichtRotterdam seinem Zwiichenur-
teil vom 8. Januar 197921 den tragenden, Rechtsgrund für die grundsätzli&quot;
che Bejahung einer Schadensersatzverpflichtung der beklagten Kaliberg-,-,,
werke wegen unerlaubter Handlung; dabei berief sich das Gericht ihsbe-
sondere aufdenSchiedsspruch iffi Trail Smelter-Fall von 1941.22 und auf
die Entscheidung.des Ständigen Internationalen Gerichtshofs im Chorz4w-

d im Rotterdamer-Fall das Prinii
*

derIe- ränk-Fall von M, 23 Währen P sch
ten territorialen-,Souveränität und Integrität als Rechtsgrundlage für&apos;die

Wiedergutmachung bereits entstandener Umweltschäden in Form einer

Schadensersatzleistung herangezogen wurde, macht das Verwaltungsge-
richt Straßburg diesesTrinzip für den vorbeugenden grenzüberschreiten-
den Umweltschutz:fruchtbar, indem es die französische Verwaltung aus-

drücklich. für verpflichtet erklärt, zur Vermeidung erheblicher grenzüber-

17 Vgl. hierfür etwa die bei.R c s t Anm. 16), S. 359, angeführten Verträgt.
18 Vgl. insbesondere die Schiedssprüche im Trail Smelter-Fall von 1.941, Reporgs of

International Arbitral Awards (RIAA), Bd. 3 (1949), S. 1905 ff. (1965), und.im Lar Lanoux
Fall von 1957, RIAA Bd. 12 (1963), S. 281 ff.

19 Vgl. vor allem den Grundsatz 21 der Stockholmer Deklaration zum,Schutte der
Umweltvom 16.6.1972; UN Doc. A/CONF.48/14, S.5.

20 Vgl. etwa Art. 3 Abs. 1 der,von der International Law Association im Jahre 1982

verabschiedeten Resolution über Legal As cts of the Conservation of the Environm iwipe ent,. wi

ILA, Report of the 60th Conference (Montreal 1982), S. 2, sowie den Bericht von, D.
R a u s c h n i n g hierzu, ibid., S. 160 ff.

21 Vgl. zu diesem (unveröffentlichten) Urteil die Stellungnahme voii,A. R e s t,&apos;. A
sion against France? Ile Rhine Pollution, Environmental Policy and LaW, B&amp; 5 (1979)i- S.- 2

85ff. Inzwischen hat das Rotterdamer Gericht durch Urteil vom 16.14.1.98jAen klagenden
niederländischen Großgärtnereien einen Anspruch auf Schadensersatz gegen die. elsässischen

Kalibergwerke zuerkannt; vgl. zu.diesem jüngsten (ebenfalls unveröffentlichten) Urteil wie-
derum A.

:
R e s t:s - Schadenersatzansprüche des emizelnen nach Zivil- und Völkerrecht, Das

Urteil des Uotterdamer Zivilgerichts vom 16.12.-1983, im n*iederlindisc*h-französisc&apos;hen
Rheinversatzungsprgzeß, Umwelt- und Planungsrecht, Jg.4 (1984), S.148ff. - Ermöglicht
wurde das Rotterdamer Gerichtsverfahren erst durch ein Urteil des Europäischen Gerichts-
hofes vom 30. 11. 1976 (Rechtssache, ZI/76, Slg.._ 19,76, S. 1735ff.), indem&apos; den Klägern aus-

drücklich das Recht* zugestanden wurde, die Kalibergwerke entweder am Ort der Schadens-
verursachung oder am Ort des Schadenseintritts zu verklagen.

22 Siehe Afini. 18.&apos;
23 C.P.J. I., Sirie A, No. 17, S. 29.
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342 Berichte undUrkunden

schreitender Urnweltbelastungen eiw-Vorhaben,erst dann iu,genehmigen,
wenn sie zuvor dessen etwaige schidliche Auswirkungen auf das Ausland
mit derselben Genauigkeit geprüft %hat wie die A.ändischen. Mit dieser

Konkretisierung des V61kerrechtsgrunds.atZes. der beschrinkten territoria-
lenSouver** itit..,u4dlnan t

des grenziiberschreiten-den Umweltschutzes Ulrich B e. eT I i, ngetan y

Anhang

ibunal Adminise Tri tratif de Strasbourg.L

(27 juillet.1983)

La Province de 4a Hollande septentnionale et autres c. Etat-Minis.tre de I&apos;Environ-
nement (Cominissaire de la R6pubhque du. Haut-Rhin), Tiers intervenant: M. D.

P. A., TA 227/8.1 i 232/81, 700/81 et 1. 197/81

Demande d&apos;annulation d&apos;autorisation de rejet.de sel dansile Rhin

Sur Pintervention des Mines Domaniales de* Potasse d&quot;Alsace
Consid6rant;que les Mines Domaniales de. Potasse d-&apos;Alsace (M. D. P. A.) ont

-int6r6t au ni&apos;aintien des d6cisions attaqu6es; que,, pau4uite, H y a lieu d&apos;admettre.
leur inteiiention i Pinstance;

Sur lajonaion:
Considirant que les requ6tes susvis6es sont.,relatives aux mernes operations de

d6verseihent: qu&apos;elks: s6uMvent des questions identiques ou.-connexes; qu&apos;il y a d6s
lors de les joindre pour y statuer ar un seul jugenient:p

Sur la recevabiliti:

Consid.6rant q4e.le reco.urs pour exc6s de. pouvoir est un recours de droit corn-

.,mun ouvert m6n# sans texte contre tout acte adznini,5.tratif,,dans le. but Xassurer le

respect de lal.6galif6 i la seule condition que le requ6rant,s4tisfasse aux conditions

i Ii auc&apos; e rigle de droit international,generges de recevabilit6; quen particu *er, uri

aucune&apos;disposi.ti6n de caract l6gislatif, aucun. principe g6n6ral du droit ne res-

treignent le droit des personnes mp.Fales de droit, public 6trang6res de prisenter un
tel recours devant la juridiction adnu franqaise;

Consid6rant- que les diff&amp;entes&apos; collectivit6i 6tablissenients, associations et

nies requ6rants in nnent dux&apos; &quot;, dans la gestion et la dis-autres organis tervie

tribution des ressources deau potabled6fit la qpalite, pput* 6ire influende par I .6tat

pollution des, eaux d Rhin; que, suite, ces organisnies ont: un int6r6tde u par
suffisant pour contester les arrhes par, lesquels le Pr6fet du Haut-Rhin a autoris6
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les Mines.de Potasse d&apos;Alsace i proc6der dans le Rhin i des d6versements Ae. sel qui
soxitsusc tibles--O&apos;avoiruneffetsurlaqualit6desPp

Consid&amp;antw en outre, que les requ8tes dirig6es contre les arrh6s endate&apos;du 22
d6cembre -198Q ont &amp;6 enregistr6es ax;.,greffe du Tribunal le 18 f6vrier 1984; que
celle dirigie coritre Parr&amp;6 en date du 19 aiMars 1981 a 6t6 enregistr6e le f8m 1

1981;
tout 6tat de cque, par suite, ces requ6tes ont 6*.&quot; ause, pr6sent6es dans.&apos;Ies d6lais

de recours contentieux;

-est pasCowid6rant que, d6s lors, la. Socik6 des Mines de Potwe d&apos;Alsace&apos;n
fond6e. i pr6tendre que les organ* requ6rants ne seraient pas- recevablesismes a

contenter les d6cisipns attaqu6es;
Sur les de,ma.ndes&apos;en annulation:
Sans quilldit besoin.de statuer sur les autres moyens des requ6teset notamment

sur: celui. fir6,awd6faut d&apos;itude d&apos;impact,
En ce quIi.cancerne la ligaliti des arritis du 22 dicembre 1980:

Consid&amp;anv, u&quot;a&apos;ux termes de Particle 9 afin6a 1 (figurant au titre, III)Au d6cret
n&apos; 73-218.,du23,f6vrier 1973 *pris pour Pap -1: 114 i,noplication des articles 2 et 6 C1 a o

64-1245 du 16 d6cembre 1964 relatives au r6gime et i.la r6partition des-eaux et 1 la
lutte contre leur pollution: la demande de premi6re autOrisation et la r6gle-
mentation d?,office des d6versements, 6coulements, jets, dip6ts directs ouindirects
deau ou de, matkres ou. faits susceptibles d&apos;alt6rer la qualit6 de Peau dans les cours

d-eau, lacs owcanaux domaniaux et les cours d&apos;eau non domaniaux, sont instruites
suivant la proc6dure institu6e par le d6cret du ler,aofit 1905, le service instructeur
6tant celuitcharge de la police des eaux-.; que Particle 36 du mime d6cret, pr6cise:
4(L&apos;autorisation est modifiie ou retir6e dans les formes itablies au titre III du

pr6sent d6cret soit i la demande du titulaire de Pautorisation ou des tiers int6ressis, -

soit d&apos;office.i-I&apos;mitiative de Padministration, -soit de plein-droit dans les cas privus
par la loi. &gt;&gt;;.qu&apos;il r6sulte de la combinaison de ces dispositions qu&apos;i compter de la

date dentr6e, en application du d6cret du 23 ..fivrier 1973, les autorisations de -

d6versement dans les cours d&apos;eau doive0t:6tre dans tous les cas instruites suivant la

proddure institu6e par le d6cret du ler aofit.. 1905, sans qu-&apos;il y ait lieu de distinguer
selon que ces autorisations pr6sentent un caractire de premkre autonsation ou.

qu&apos;effes constituent une modification d&apos;une d6cision antirieure; qu&apos;en, outre,.
aucune disposition du d6cret susivoqu6 du 23 f6vrier 1973 nMStitue un r6gime
d&apos;- autorisations provisoires &gt;&gt; pouvant atre d6livries ind6pendamment de la pr0c&amp;
dure instituie, par le d6cret du Ier aofit 1905, dans Pattente: d&apos;une instruction
compike de la demande de d6versement;

Consid6rant qu&apos;d r6sulte du dossier que les trois arr8t6s no 65-11.8, 65-119 et

6455/45o en date.du-,22 d6cembre 1980 par lesquels le Prifet du Haut-Rhin a

prorog6 des,autorisations de rejet sur le domaine public fluvial accordies antirieu-
I rement aux Mines de Potasse d&apos;Alsace n-ont pas iti pr6c6d6s&apos;de. la procidure
institu6e par le d6cret du ler aofit 1905 et notamment de Penquke hydraulique,
prevue par ce d6cret; que, par suite, les orginismes requ6rants sont fond6s 1
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pr6tendre que lesdits, arrWs sont intervenues sur la base dune proc6dure irr6gu-
li6re,-,quq.,.-s-&apos;ils.ont &amp;6 abrog6s et-reniplac6s par,un.arrhino18

mars 1981 du Prifet du Haut-Rhinles:,tendant a leur annulation -

ne

sont pas devenues sans o4jet, cette abrogation ne .pr6sentant pas de caractire

ritroactif et-les dicisions en causeayant-faitTobjet-Ae.mesures d&apos;ex6cution; qu&apos;il y
a lieu &amp;s lors de prononcer leur annulation-pour vice de proddure;

E?i ce qui concerne la ligaliti de Parrit0- du 18 mars 1981:
Consid6rant que VadministratioO.doit veil.ler. a z ne pas perniettre des activit6s

pouvant- avoir hors du territoire national des. consequences nuisibles, graves et

anorniales; qu&apos;il r6sulte de ce priticipe.:et de faqong6n6rale des prinapes consac.res

par le droit international dont le respect,s&apos;impose vertu, de la CQnstitution aux

autorit6s. adininistratives franqaises, ainsi que des rigles dedroit public, interne et

notammeni de Particle 3 du d6cret sus6voqu6 du 23 - fivrier 1973j lorsqu&apos;elle
envisage dautoriser des rejets susceptibles,d-alt6rer de faqon notable la qualit6,des
eaux hors. des linutes du. terntoire national.- Padrninistration doit,avant d-.accorder

gon &apos;6. i anger,des d6ven-Pautorisation sollicit6e, rechercherde far &quot;pr6ciseleseffetsil t--

senients en cause, en vue d-6tre suffisaninient klairie&apos;sur les consequences, hors du

territoirt national, -de la d6livrance dune,pareille autonsAtion;

Consid6rant qu&apos;il est constant que les divensenients de- sel dans le Rhin ont des

effets notables sur la quafit6 des eaux en aval-des &amp; rejet, en.particulier aux
Pays-Bas; qu&apos;il ne r6sulte cependant d-aucune,des au, dossier. conten-pieces ver
tieux, sur. la demande du Tribunal, - par le Ministre de VEnvironnement comme

correspondant. au dossier dinstruction-des p6titions pr6senthes par les M. D. P. A.

que, dans le cadre de cette instruction,: le Pr6fet du Haut-Rhin. ait, recherch6 les

effets hors du territoire national des d6versements effectu6s par les. -M. D. P. A. et

qu&apos;il en ait appr-666 l6s cons6quences; -. qu&apos;en particulier, Penquate; hydraulique
rialisie ne concerne que. les effets`Sllr le, territoire des. d6partements du Haut-Rhin

et, du Bas-.Rhin des rejets en -cause. Jes. 1divers avis recueillis prealablement I
intervention de la d6cision ne portent pas sur Pincidence, i Ntranger des rejets

contestis; que, s&apos;iI n&apos;est pas douteUXI. que. Ies7.vffets aux, Pays-Bas des diversexnent
de sel dans le Rhin. ont 6t6 examin6s et discutis parc services,,notammen
dans le cadre des,travaux priparatoires 1 la signature dela conventionde Bonn le 3.

diconibre:.1976,. hon.ritif6e, ces 616ments ne se trouvent pas repris dans le dossier

d&apos;instruction de la&apos;. 46cision attaqu6e laquelle_.,*:4p aralt dis lors comme ayant &amp;6 &apos;-

pp&quot;

prise sur la seule&apos;base de consid6rations; locales,,-.que si, au,cours de la proc6dur
&apos;

I

contentieuse, le Ministre d6clare qu int6rets-des,populations siw6es en&apos;aval du-

lieu du d6verse*rn&apos;eat ont k6 pris en compte,,votte -affirmation ne repose sur aucune

pkce du dossier -ni sut aucun 6161neni,:pricis de;natufe 4.*permettre au Tribunal
d&apos;exetcer som-contr6le sur la r6gularit-6 d&apos;une instruction4ont le zaract complet

-&apos;a tet suffisant conditionne Pusage r6gulier de son.-pouvoir d&apos;appr6ciation par I u o-

rit6 qui a pris la d6cision d&apos;autorisation;
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Consid6jutnt que, dans ces conditions, la d6cision intervenue doit 6tre regardie
comme prise- sans qu-un aspect substantiel devant entrer dans Pappr6ciation de

I&apos;administration ait fait Pobjet d-un examen suffisant; que, par suite, les requ6rants
sont.fond6s i,prkendre que ladite d6cision est entach6e d-un vice de proc6dure en

raison du caract incomplet de l&apos;instruction. qui Pa pr6c6d6e ainsi que d&apos;une

erreur de droit dans la mesure oil I&apos;autorit6 compitente a onlis, dans Pusage de son

pouvoir d&apos;appr6ciation, de rechercher avec pricision les effets hors du territoire

national.des rejets en cause; quil en r6sulte que Parr&amp;6 en date du, 18 mars 1981 du.
Pr6fet du Haut-Rhin dolt 6tre annul6;

Sur les demandes de sursis i exicution

Consi,d6rant queJe Tribunalayant,examin6 la l6galiti 4es.,d6cisions attaq.46es les

requftes tendap au sursis i 1&apos;ex6CUtign desdites -&amp;cisjops ont perdu leur. 6j t,Je

qu&apos;il n&quot;y:-a plus lieu d&quot;y statuer;
Dicide:

Article 1: Lintervention des M. D. P. A. est admise.

Article 2: Les requ6tes susvis6es sont jointes.
Article 3: Les arrh6s susvis6s du Pr6fet du Haut-Rhin en date du 22 d6cembre. 1980

et du 18 mars 1981 sont annul6s.
Article 4: 11 n-y a plus lieu de stattler sur les demandes de, surSig a exicution.

pr6sent6es Oar les collectivit6s et ofgAnismes requ6rants.P
Article 5: Le pr6sent jugement sera notifi6 !* la Province de la Hollande Septentrio-

nale, i la Ville d&apos;Amsterdam, au*Wateringue de Delfland, au Wateringue de

-.Rijnland, au Witeringue de Schieland, au Wateringue de Rivierenland, i I&apos;Asso-

au Corniti des. services des*ciation de Services&apos;d&apos;Eaux aux Pays-Bas (VEWIN)
eaux dii&apos;Rhin (R.IWA),, i la Fondation Stichting Reinwater, i la Socihi de

Transports, de I&apos;Eau Rhinkennerland, au Secr6taire d&apos;Etat aupr du Premier

Ministre, charg6 de I&apos;Environnement et de. la qualit6 de la vie, au Commissaire
&apos;

de la R.6publique-du Haut-Rhin et aux Mines Domaniales de Potasse d&apos;Alsgce.
D61i.b&amp;&amp;en pr6sence de:
M. LAMBERIGTS, Vice-Pr6sident,
M. WOEHRLING, Conseiller-rapporteur,
M. MoREAu, Conseiller.
Lu en s6ance publique le 27 juillet 1983.
Le Vice-Prisident Le Conseiller-rapporteur Le Secritaire-greffier
Sign6: LAMBERIGTS Sign6: WOEHRLING Sign6: BOTZONG
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